


Spezialfall: Vermögensvertrag zwischen eingetragenen Partnern 
Mit dem Vermögensvertrag können eingetragene Partner vereinbaren, dass ihr Vermögen nach den Bestimmungen der Errungenschaftsbeteiligung bei einer Auflösung der Partnerschaft geteilt werden soll. 

1. Definition des Vermögensvertrages

Eingetragene Partner gleichen Geschlechts haben die Möglichkeit, ihre vermögensrechtlichen Verhältnisse in einem sogenannten Vermögensvertrag zu regeln. Hierin können die Partner festlegen, dass ihr Vermögen nach den Bestimmungen der Errungenschaftsbeteiligung bei einer Auflösung der Partnerschaft geteilt werden soll.

Die Errungenschaftsbeteiligung gilt von Gesetzes wegen eigentlich nur für Ehegatten (Art. 196 ff. ZGB). Bei diesem Güterstand ist zwischen Eigengut und Errungenschaft der Ehegatten zu unterscheiden. Eigengut umfasst die persönlichen Gegenstände und das voreheliche Vermögen, Schenkungen sowie Erbschaften. Errungenschaft sind die Vermögenswerte, die der Ehegatte während der Dauer der Ehe entgeltlich erwirbt, wie z.B. Lohn oder die Erträge aus dem Eigengut (Zinsen, Dividenden etc.). Bei der Auflösung des Güterstandes, z.B. durch Tod oder Scheidung, behalten beide Ehegatten ihr Eigengut und werden hälftig am Vorschlag des anderen beteiligt. Der Vorschlag ist der Gesamtwert der Errungenschaft, abzüglich der Schulden.

Diese Regelung können eingetragene Partner vertraglich übernehmen und damit von ihrem ordentlichen Güterstand der Gütertrennung abweichen. Im Regelfall der Gütertrennung, wie ihn das Partnerschaftsgesetz vorsieht, bleibt das Vermögen der Partner vor, während und nach der eingetragenen Partnerschaft getrennt. Es handelt sich um eine einfache und transparente Regelung ohne Ausgleichsmechanismus. Im Unterschied zur Errungenschaftsbeteiligung ist hier also eine gegenseitige Beteiligung ausgeschlossen, wenn es zur Auflösung der Partnerschaft kommt (siehe auch rechtliche Hinweise zum "Ehevertrag mit Gütertrennung"). 

2. Gründe für den Abschluss eines Vermögensvertrages

Die Gründe, warum eingetragene Partner von der Gütertrennung abweichen und einen Vermögensvertrag abschliessen wollen, sind unterschiedlich. Motivation kann sein:

· Finanzielle Absicherung des einkommensschwachen Partners;

· Vermeidung von Konflikten bei der Vermögensverteilung;

· Berücksichtigung der Interessen von Kindern der Partner;

· Sicherstellung der Unternehmensnachfolge durch den überlebenden Partner;

· Regelung von besonderen Vermögensverhältnissen etc.

3. Inhalt des Vermögensvertrages

Inhalt und Umfang des Vermögensvertrages unterscheiden sich im Einzelfall. Der Vermögensvertrag kann insbesondere auch mit einem Erbvertrag (z.B. Erbeinsetzung des Partners als Alleinerben, Vermächtnisse etc.) kombiniert werden. Für individuelle Regelungen empfiehlt sich eine Rechtsberatung. 

Kernelemente des Vermögensvertrages sind jedenfalls:

· Vorname, Name, Adresse der Vertragsparteien;

· Zeitpunkt der Eintragung der Partnerschaft;

· Angaben zu Nachkommen und Eltern;

· Angaben zum Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung;

· Datum und eigenhändige Unterschrift der Vertragsparteien und des Notars.

Schwerpunkt des Vermögensvertrages bildet der Wechsel des Güterstandes vom ordentlichen Güterstand der Gütertrennung zur Errungenschaftsbeteiligung (siehe Ziffer 2 des Mustervertrages). 

Neben dem Wechsel des Güterstandes können die eingetragenen Partner - genauso wie Ehegatten in einem Ehevertrag - die Errungenschaftsbeteiligung an das Modell ihrer Partnerschaft anpassen. Das Gesetz lässt verschiedene Modifikationen zu.

So steht es den Partnern offen, eine andere als die bei der Errungenschaft gesetzlich vorgesehene hälftige Beteiligung am Vorschlag zu vereinbaren. Insbesondere beim Tod eines Partners kann festgelegt werden, dass der gesamte Vorschlag dem überlebenden Partner zugewiesen wird (siehe Ziffer I.A.3.1 des Mustervertrages). Dabei ist darauf zu achten, dass die Pflichtteile der Nachkommen nicht beeinträchtigt werden dürfen (Art. 216 ZGB analog, Art. 25 PartG). Die Pflichtteile der Eltern der Partner sind hingegen nicht geschützt.

Denkbar ist auch eine Regelung der Vorschlagsbeteiligung für den Fall, dass der überlebende Partner erneut eine Partnerschaft eintragen lässt. Hier kann die Begünstigung unter Umständen nicht mehr dem Willen des verstorbenen Partners entsprechen (siehe Ziffer I.A.3.2 des Mustervertrages). 

Mittels Vermögensvertrag können die Partner auch Vermögenswerte der Errungenschaft zu Eigengut erklären, die für die Ausübung eines Berufes oder den Betrieb eines Gewerbes bestimmt sind. Es kann ferner vereinbart werden, dass die Erträge aus dem Eigengut nicht in die Errungenschaft fallen (Art. 199 ZGB analog). 

4. Form des Vermögensvertrages

Der Vermögensvertrag ist schriftlich zu verfassen, von den Partnern eigenhändig zu unterschreiben und öffentlich zu beurkunden. Damit wird sichergestellt, dass durch die Urkundsperson über die Rechtslage informiert und der effektive Wille der Parteien geklärt wird. Die Formvorschriften gelten auch für die Änderung bzw. Aufhebung des Vermögensvertrages im gegenseitigen Einvernehmen. 

5. Gültigkeit und Aufhebung des Vermögensvertrages

Ein Vermögensvertrag kann bereits vor der Eintragung einer Partnerschaft abgeschlossen werden. Sobald die Eintragung vorgenommen wurde, ist der Vertrag wirksam. Auch nach der Eintragung ist der Abschluss eines Vermögensvertrages jederzeit möglich. Es kann insbesondere vereinbart werden, dass der neue Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung rückwirkend auf das Datum der Eintragung gelten soll. 

Im gegenseitigen Einvernehmen kann der Vermögensvertrag jederzeit abgeändert oder aufgehoben werden. Damit kann der ordentliche Güterstand der Gütertrennung wiederhergestellt werden. Dies ist auch rückwirkend möglich. 

Besteht kein Einvernehmen der Partner bezüglich des Vermögensvertrages, kann auf einseitiges Begehren eines Partners die Gütertrennung gerichtlich angeordnet werden (Art. 25 Abs. 3 PartG). Hierzu muss aber ein wichtiger Grund im Sinne von Art. 185 ZGB analog vorliegen, wie z.B. die Überschuldung des anderen Partners.

6. Aufnahme eines Vermögensinventars

Im Zusammenhang mit der Erstellung eines Vermögensvertrages ist auch an die Möglichkeit zu denken, ein Vermögensinventar zu erstellen (Art. 20 PartG). Das Inventar dient der Beweissicherung und ist ebenfalls öffentlich zu beurkunden (siehe auch rechtliche Hinweise und Muster zum Vermögensinventar).

Vermögensvertrag

zwischen

Vorname Name
geboren am 
Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Partner 1"
und

Vorname Name
geboren am 
Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Partner 2"
Präambel

Wir möchten unsere vermögensrechtlichen Verhältnisse im Sinne von Art. 25 PartG regeln und treffen daher folgende Vereinbarung:

1. 
Feststellungen [Hinweis Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]
1.1
Wir sind am ________ [Datum] vor dem Zivilstandesamt  ___________ [Ort] eine eingetragene Partnerschaft eingegangen. 

1.2
Wir haben bisher keinen Vermögensvertrag abgeschlossen.

1.3
Wir haben keine Kinder [Variante: Partner 1 hat keine Kinder. Partner 2 hat einen Sohn ________[Vorname Name], geboren am _______. Unsere Eltern leben noch.

2. 
Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung


Wir unterstellen unsere güterrechtliche Verhältnisse dem Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung im Sinne von Art. 196 bis Art. 220 ZGB.


Der Güterstand der Errungenschaft soll ab Unterzeichnung dieses Vertrages [Variante: rückwirkend auf den Zeitpunkt der Eintragung unserer Partnerschaft] gelten.

3. Vorschlagszuweisung

3.1 
Tod eines Partners

Beim Tod eines Partners soll die Summe beider Vorschläge ganz dem überlebenden Partner zugewiesen werden (Art. 216 Abs. 1 ZGB analog). Wir nehmen zur Kenntnis, dass diese Vereinbarung die Pflichtteile allfälliger Nachkommen eines Partners nicht beeinträchtigen darf (Art. 25 Abs. 2 PartG).

3.2
Neue eingetragene Partnerschaft oder Heirat des überlebenden Partners

Geht der überlebende Partner eine neue eingetragene Partnerschaft ein oder heiratet er, fällt der Anteil des verstorbenen Partners an die Erben zurück, den diese nach der gegenseitigen hälftigen Vorschlagsbeteiligung beim Tod des Partners erhalten hätten (Art. 215 ZGB analog). 

3.3
Gerichtliche Auflösung, Ungültigerklärung oder Anordnung der Gütertrennung

Bei gerichtlicher Auflösung oder Ungültigkeiterklärung der eingetragenen Partnerschaft und bei gerichtlicher Anordnung der Gütertrennung gilt die vom Gesetz vorgesehene gegenseitige hälftige Teilung des Vorschlages (Art. 215 ZGB analog). Vorbehalten bleibt Art. 24 PartG. Wir behalten diese gesetzliche Ordnung bei.

4. 
Änderung und Aufhebung des Vertrages


Im gegenseitigen Einvernehmen ist die Änderung und Aufhebung dieses Vertrages schriftlich zu vereinbaren und öffentlich zu beurkunden.


Die Vertragsparteien erklären hiermit, dass ihnen der Vermögensvertrag vom Notar vorgelesen wurde, und dass der Vermögensvertrag ihrem Willen entspricht.

______________________, den _____________
Ort

Datum

___________________________


___________________________

Unterschrift Partner 1 



Unterschrift Partner 2

[Bestätigung Notar]


